
Satzung des Vereins „Deutsch-Albanische Initiative Kinderaugen“ (DAIKA) 

§ 1  Name, Sitz, Gemeinnützigkeit, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Deutsch-Albanische Initiative Kinderaugen“     
(DAIKA), nach Eintragung in das Vereinsregister mit dem Namenszusatz e.V. 

(2) Sitz des Vereins ist Tübingen. 

(3) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(4)   Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2  Zweck der Körperschaft 

(1) Zweck der Körperschaft ist die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens 
im Bereich der Augenheilkunde in Albanien. 

 
(2) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch Förderung und Mithilfe 

bei Reihenuntersuchungen von Kindern im Kindergarten- und Primarschulalter 
(Screening), durch Förderung und Mithilfe bei ophthalmologischen Untersu-
chungen von Personen mit Sehschwächen, durch Aus- und Weiterbildung alba-
nischer Fach- und Hilfskräfte sowie durch Unterstützung bei der Anschaffung 
der erforderlichen Untersuchungsgeräte sowie von Hilfsmitteln für sehbehinder-
te Menschen. 

§ 3 Selbstlosigkeit, Mittelverwendung 

(1)  Die Körperschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke. 

2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet wer-
den. Die Mitglieder des Vereins erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des 
Vereins. 

§ 4 Begünstigungsverbot, Aufwendungsersatz 

(1) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd 
sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

(2) Den mit Aufgaben zur Förderung des Vereins betrauten Mitgliedern wird im 
Rahmen der finanziellen Leistungsfähigkeit des Vereins ein Ersatz der ihnen in 
Zusammenhang mit ihrer Amtsausübung entstandenen notwendigen Aufwen-
dungen gewährt.  

§ 5 Vermögensbindung 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an das Deutsche Komitee zur Verhütung von 
Blindheit e. V. (Komitee), das es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige 
Zwecke zu verwenden hat. Soweit das in Satz 1 genannte Komitee nicht mehr be-
steht oder nicht mehr als gemeinnützig anerkannt ist, fällt das Vermögen an die Stadt 
Tübingen, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu ver-
wenden hat. 



 

§ 6  Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person des öffentli-
chen und privaten Rechts werden. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich an den 
Vorstand zu stellen. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag. Ein 
Aufnahmeanspruch besteht nicht. 

(2) Mitglieder haben   

• Sitz- und Stimmrecht in der Mitgliederversammlung 

• Informations- und Auskunftsrechte 

• das aktive und passive Wahlrecht bei Erfüllung der satzungsgemäßen Vo-
raussetzungen. 

(3)  Ein Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. 

§ 7  Mitgliedsbeiträge 

(1) Mitgliedsbeiträge werden nicht erhoben. 
 
(2) Die Einnahmen des Vereins bestehen aus regelmäßigen oder außerordentli-

chen Spenden und sonstigen Zuwendungen. 
 
(3) Der Verein kann seine Mittel ganz oder teilweise einer Rücklage zuführen, so-

weit dies nach dem Abschnitt "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung 
zulässig ist, insbesondere soweit dies erforderlich ist, um seine steuerbegüns-
tigten satzungsgemäßen Zwecke nachhaltig erfüllen zu können. 

§ 8  Organe 

Organe des Vereins sind: 

1. der Vorstand 

2. die Mitgliederversammlung. 

§ 9  Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus drei Personen:  

dem Vorsitzenden 

dem Kassenwart 

dem Fachreferenten. 

Die Amtsinhaber müssen Vereinsmitglieder sein. Der Vorstand wird für die 
Dauer von drei Jahren gewählt. Der Vorstand kann sich einen Aufgabenvertei-
lungsplan geben. 

(2) Abweichend von § 26 Abs. 2 Satz 1 BGB ist der Vorsitzende zur Vertretung des 
Vereins berechtigt.  



(3) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins und erledigt alle Ver-
waltungsaufgaben sowie alle Aufgaben, die nicht durch Satzung oder Gesetz 
einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende 
Aufgaben: 

• die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

• die Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung, die Leitung 
der Mitgliederversammlung durch den Vorsitzenden oder einen Stellvertre-
ter. 

(4) Die Mitglieder des Vorstandes bleiben so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand 
von der Mitgliederversammlung gewählt wird. Maßgebend ist die Eintragung 
des neu gewählten Vorstandes in das Vereinsregister. 

(5) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes in der laufenden Wahlperiode aus dem 
Amt, so kann sich der Vorstand aus dem Kreise der Vereinsmitglieder durch 
Zuwahl ergänzen.  Das hinzugewählte Vorstandsmitglied hat die gleichen Rech-
te und Pflichten wie alle anderen Vorstandsmitglieder. 

(6) Die Beschlussfassung des Vorstandes erfolgt in Vorstandssitzungen, zu denen 
der Vorsitzende nach Bedarf einlädt. 

(7) Im Einzelfall kann der Vorsitzende anordnen, dass die Beschlussfassung über 
einzelne Gegenstände im Umlaufverfahren per e-mail, im Rahmen einer Tele-
fonkonferenz oder im Rahmen einer Online-Versammlung erfolgt. Es gelten, 
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt wird, die Bestimmungen dieser 
Satzung.  

§ 10 Aufgabenverteilung im Vorstand ( Kernaufgaben) 

Die Vorstandsmitglieder gem. § 9 Abs. 1 dieser Satzung sind gesetzliche Vertreter 
des Vereins mit allen  damit verbundenen Rechten und Pflichten. Die Kernaufgaben 
der Vorstandsmitglieder werden wie folgt festgelegt: 

1. Vorsitzender 

Vertretung des Vereins im Rechtsverkehr gegenüber natürlichen und juristi-
schen Personen, öffentlichen und privaten Stellen, Erledigung aller Verwal-
tungsaufgaben des Vereins, Schrift- und Protokollführung in den Gremiensit-
zungen, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. 

2. Kassenwart 

Erledigung der Aufgaben  im Bereich Finanzen. 

3. Fachreferent 

Organisation und Durchführung von ophthalmologischen Untersuchungen, Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen, Kontakten zu albanischen Augenärzten und 
Orthoptisten sowie zu anderen in diesem Bereich tätigen Hilfsorganisationen.  

§ 11 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist zuständig für folgende Angelegenheiten: 



• Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes 

• Entlastung des Vorstandes 

• Änderung der Satzung 

• Auflösung des Vereins 

• Beschlussfassung über Anträge der Mitglieder. 

(2) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet im zweiten Halbjahr eines jeden 
Jahres statt. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung - für deren Berufung 
und Durchführung die gleichen Bestimmungen gelten wie für die ordentliche 
Mitgliederversammlung - ist einzuberufen: 

• wenn der Vorstand die Einberufung aus wichtigem Grund beschließt, 

• wenn ein Drittel der Mitglieder schriftlich dies unter Angabe der Gründe vom 
Vorstand verlangt 

Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 
vier Wochen und unter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich einzuberufen. 
Das Erfordernis der schriftlichen Einladung ist auch erfüllt, wenn die Einladung 
durch e-mail erfolgt. Der Fristenlauf für die Ladung beginnt mit dem Tag der 
Aufgabe der Einladung zur Post bzw. der Absendung der e-mail. Maßgebend 
für die ordnungsgemäße Ladung ist die dem Vorstand letztbekannte Anschrift / 
letztbekannte e-mail- Adresse des Mitgliedes. Jedes Mitglied kann bis spätes-
tens zwei Wochen vor Beginn der Mitgliederversammlung schriftlich die Ergän-
zung der Tagesordnung verlangen.  

(3) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 
von einem vom Vorstand bestimmten Mitglied geleitet. Die Beschlüsse der Mit-
gliederversammlung werden vom Vorsitzenden protokolliert. Für die Dauer der 
Durchführung von Vorstandswahlen bestellt die Mitgliederversammlung aus ih-
rer Mitte einen Wahlleiter.  

(4) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter, soweit in dieser Sat-
zung nicht eine Art der Abstimmung zwingend bestimmt ist. Stehen bei einer 
Wahl zwei Kandidaten  oder mehr zur Abstimmung, so ist immer geheim mit 
Stimmzetteln zu wählen. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene 
Stimmen und werden nicht gezählt. Eine ordnungsgemäß einberufene Mitglie-
derversammlung ist stets beschlussfähig. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Be-
schlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-
fasst. Für Satzungsänderungen ist eine ¾ Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen, für die Änderung des Vereinszwecks  und die Auflösung des Vereins 
eine Mehrheit von 4/5 der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

(5) Wahlen erfolgen stets in offener Abstimmung durch Handaufheben. Kandidieren 
in einem Wahlgang zwei Kandidaten, so ist zwingend geheim mit verdeckten 
Stimmzetteln zu wählen.  

§ 12 Kassenprüfung 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt aus dem Kreise der stimmberechtigten Mit-
glieder einen Kassenprüfer.  



(2) Aufgabe des Kassenprüfers ist die Prüfung der  Finanzbuchhaltung und Finanz-
verwaltung sowie der Kassen des Vereins.  

(4) Der Kassenprüfer erstattet der Mitgliederversammlung schriftlich Bericht über 
das Ergebnis seiner Prüfhandlungen und empfiehlt dieser ggf. in ihrem Prüfbe-
richt die Entlastung des Vorstandes. Der Prüfbericht des Kassenprüfers ist dem 
Vorstand spätestens drei Wochen vor dem Termin der Mitgliederversammlung 
vorzulegen.  

§ 13  Datenschutz, Persönlichkeitsrechte 

(1) Der Verein erhebt, verarbeitet und nutzt personenbezogene Daten seiner Mit-
glieder (Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhältnisse) unter Ein-
satz von Datenverarbeitungsanlagen (EDV) zur Erfüllung der gemäß dieser 
Satzung zulässigen Zwecke und Aufgaben, beispielsweise im Rahmen der Mit-
gliederverwaltung.  

Hierbei handelt es sich insbesondere um folgende Mitgliederdaten: Name und 
Anschrift, Telefonnummern (Festnetz und Funk) sowie E-Mail-Adresse, Funkti-
on(en) im Verein.  

(2) Mitgliederlisten werden als Datei oder in gedruckter Form soweit an Vorstands-
mitglieder, sonstige Funktionäre und Mitglieder herausgegeben, wie deren 
Funktion oder besondere Aufgabenstellung im Verein die Kenntnisnahme erfor-
dern.  

(3) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Sat-
zung stimmen die Mitglieder der Erhebung, Verarbeitung (Speicherung, Verän-
derung, Übermittlung) und Nutzung ihrer personenbezogenen Daten in dem 
vorgenannten Ausmaß und Umfang zu. Eine anderweitige, über die Erfüllung 
seiner satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke hinausgehende Datenverwen-
dung ist dem Verein nur erlaubt, sofern er aus gesetzlichen Gründen hierzu 
verpflichtet ist. Ein Datenverkauf ist nicht statthaft.  

(4) Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes (insbesondere §§ 34, 35) das Recht auf Auskunft über die zu 
seiner Person gespeicherten Daten, deren Empfänger und den Zweck der Spei-
cherung sowie auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung seiner Daten.  

§ 14  Auflösung  

Die Änderung des Zweckes und die Auflösung des Vereins  kann nur in einer Mitglie-
derversammlung mit der in dieser Satzung geregelten Stimmenmehrheit beschlossen 
werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die Mit-
glieder des Vorstandes gem. § 26 BGB vertretungsberechtigte Liquidatoren. Dies gilt 
auch, wenn der Verein  aus einem anderen Grund aufgelöst wird.  

§ 15  Salvatorische Klausel 

Der  Vorstand ist ermächtig, Satzungsänderungen selbstständig vorzunehmen, die 
auf Grund von Moniten des zuständigen Registergerichts oder des Finanzamtes not-
wendig werden und die den Kerngehalt einer zuvor  beschlossenen Satzungsände-
rung nicht berühren. Der Vorstand hat die textliche Änderung mit einstimmiger Mehr-



heit zu beschließen. In der auf den Beschluss folgenden Mitgliederversammlung ist 
diese von der Satzungsänderung in Kenntnis zu setzen. 

§ 16  Schlussbestimmungen 

Diese Satzung wurde in der Mitgliederversammlung am 08.06.2013 beschlossen. Sie 
tritt mit der Eintragung des Vereins in das Vereinsregister in Kraft.  

Tübingen, den 08.06.2013 

 

- Unterschriften - 


